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Es brodelt in der Schullandschaft
Schulen protestieren gegen Missstände

Neben vielfältigen Bekundungen von Missständen rollt gerade eine 
Resolutionswelle an das Schulministerium aus ganzen Kollegien 
durch das Land. Ein Überblick von

AUTOR* 

Nach uns vorliegenden Zahlen 
haben vollständige Kollegien 

von ca. 40 Schulen (mehrheitlich 
Gesamt- und Sekundarschulen) 
ein Resolutionsschreiben an das 
Ministerium geschickt, weitere 15 
Schulen arbeiten ein solches 
Schreiben gerade aus und ver-
mutlich  haben weitere Schulen 
ein ähnliches Schreiben versandt, 
ohne dass wir davon Kenntnis 
haben. 

Und ....
Zusätzlich hierzu haben minde-
stens vier Personalversamm-
lungen unterschiedlicher Schul-
formen und aus verschiedenen 
Regierungsbezirken ein Resoluti-
onsschreiben als Personalvertre-
tung auf den Weg gebracht. 
In der Folge hat es Gespräche 
des Hauptpersonalrates Gesamt-
schule mit dem Ministerium 
gegeben und eine Kleine 
Anfrage im Landtag durch die 
Abgeordnete von Bündnis90/ 
Die Grünen Sigrid Beer (Kleine 
Anfrage 2230).

Gemeinsame Aspekte der 
verschiedenen Resolutions-
schreiben: Die Ebene der 
Ressourcen

Im Themenfeld der Inklusion wird 
u.a. das Fehlen sonderpädago-
gischer Fachkräfte dargelegt, 
ebenso die (nach dem deut-
lichen Rückgang der AOSF-Ver-
fahren in den Grundschulen) 
gestiegene Anzahl der Kinder mit 
„heimlichem“ sonderpädago-
gischen Förderbedarf, die massiv 
gewachsene Heterogenität der 
Lerngruppen bei fehlender son-
derpädagogischer Ausbildung 
der Regellehrkräfte und ihr Allein- 
gelassen werden, fehlende Konti-
nuität, fehlende Planungs- und 
Absprache- Ressourcen und im 
Ergebnis schließlich eine perma-
nente Überlastungssituation der 
Lehrkräfte. Ähnlich wird die nicht 
zu bewältigende Situation in vie-
len Bereichen der Integrations-
aufgaben u.a. von Kindern mit 
Migrationshintergrund der Schu-
len beschrieben.
Es wird bemängelt, dass die 
Arbeitsbelastung gestiegen sei. 

Beispielsweise wird hier ange-
führt, dass bei immer schwie-
rigerer Schülerschaft (mehr Erzie-
hungsarbeit, mehr individuelle 
Förderung) die Anzahl der Pflicht-
stunden in den letzten zwanzig 
Jahren in vielen Bereichen erhöht 
worden ist. Zudem wird dargelegt, 
dass in den letzten Jahren zahl-
reiche neue Aufgaben für Leh-
rer*innen hinzu gekommen sind, 
z.B. mehr Dokumentationspflich-
ten, das Verfassen von Schulpro-
grammen und diversen Konzep-
ten, Lernstandserhebungen mit 
Auswertung und Maßnahmenent-
wicklung, verpflichtende Sprach-
prüfungen, verpflichtende Schul-
entwicklung auch als Folge der 
schulinternen Qualitätsprüfung, 
Entgrenzung von Arbeit durch 
digitale Medien (z.B. permanente 
gestiegene Mail- Anfragen/- 
Anforderungen). Zudem seien mit 
dem gestiegenen Umfang der 
Aufgaben auch die Anzahl und 
Dauer der Konferenzen und Info-
veranstaltungen gestiegen. Ein 
durch die Landesregierungen der 
vergangenen Jahre betriebener 
latenter „Innovationsdruck“  bei 
oft fehlender Nachhaltigkeit der 
Maßnahmen verschärfe die Situ-
ation zunehmend.
Räumliche Ressourcen werden 
als mangelhaft (wenn vorhan-
den) oder fehlend beschrieben – 
fehlende Arbeits- oder sogar Sitz-
plätze für Lehrer*innen, fehlende 

Erholungsräume, massive Lärm-
belastungen, mangelhafte tech-
nische Ausstattung und nicht mit-
einander kompatible Systeme bei 
technischen Neuerungen bei oft-
mals nicht vorhandener tech-
nischer Assistenz (Wartung und 
Installationen müssen von Lehr-
kräften nebenher erledigt wer-
den), mangelhafte Hygiene incl. 
gesundheitlicher Risiken (feh-
lendes fließendes Wasser, feh-
lende Seife, herabgesetzte 
Wischintervalle etc.), zusam-
menbrechende Gebäudeteile, 
nicht zu öffnende/zu schlie-
ßende Fenster usw. 

Die Ebene grundlegender 
systemischer Widersprüche 
im Gesamtsystem 
Verschiedene systemische Set-
zungen führten dazu, dass ent-
gegengesetzte Anforderungen 
durch die einzelne Lehrkraft 
nicht aufzulösen seien – in die-
sem Sinne müssten einzelne Kol-
leg*innen und einzelne Schulen 
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scheitern und bestimmte Bil-
dungsziele könnten zwangsläufig 
nicht ausreichend erreicht wer-
den. Hier wird z.B. wie folgt argu-
mentiert:

 � Inklusion und ein grundle-
gend selektives, allokatives, 
gegliedertes Systems schlös-
sen sich schon von ihren 
Grundsätzen her aus.

 � Inklusion und Integration 
forderten zwingend Indivi-
dualisierung – dies wider-
spreche den Tendenzen der 
vergangenen Jahre zu mehr 
Standardisierungen (z.B. 
landes- oder bundesweite 
Prüfungsformate).

 � Fokussierungen auf und 
Höhergewichtungen von 
wirtschaftlich relevanten 
Inhalten (z.B. M/I/ NW, neues 
Unterrichtsfach „Wirtschaft“ 
etc.) führten tendenziell zu 
einer Abwertung z.B. gesell-
schaftlicher und individual-
entwicklungsgeschichtlicher 
Bildungsaspekte bei gleich-
zeitig immer komplexeren 
und schwierigeren Umstän-
den einer modernen „Risiko-
gesellschaft“.

Die Ministerin wird durch die 
Schreiben aufgefordert, die 
systemischen Kritiken der Reso-
lutionen nicht wegzuleiten und 
am Ende Lösungen auf der 

Ebene einzelner Individuen und 
Einzelschulen suchen zu lassen, 
sondern sich ihrer Verantwor-
tung zu stellen und auf der 
durch sie zu verantwortenden 
Gesamtebene systemisch die 
beschriebenen Probleme anzu-
gehen.
Konkret wird hier z.B. gefordert, 
die fehlenden Ressourcen im 
Bereich der Inklusion anzugehen 
-  eine Deckelung von Versor-
gungsbudgets gehöre abge-
schafft, da sie steigende Zahlen 
von Kindern mit Förderbedarfen 
nicht berücksichtigen könne. 
Regelungen, die die Eröffnung 
von AOSFs zur Ermittlung von För-
derbedarfen einschränken und 
damit erschweren, gehörten 
ebenfalls abgeschafft, da sie 
mögliche und zum Teil dringend 
notwendige Förderzuwen-
dungen bedürftiger Kinder ver-
hinderten. Gefordert wird weiter-
hin, die Zahl der Anrechnungs-
stunden zu erhöhen, die 
Pflichtstundenzahl zu reduzieren, 
die Klassengrößen zu verkleinern 
und die Arbeitsbedingungen in 
Schulen zu verbessern. Ebenso 
gefordert wird ein Ausbau der 
Schulsozialarbeit sowie sinnvolle 
Aufgabenbeschreibungen für 
Sonderpädagog*innen im Regel-
schulsystem und selbstverständ-
lich ausreichend tatsächlich an 
Schulen vorhandene Sonderpä-
dagog*innen. Ergänzt wird dies 

durch zahlreiche Forderungen 
nach baulichen Maßnahmen. Für 
berufsfremde Aufgaben (z.B. 
Medientechnik) wird die Einstel-
lung von Fachkräften gefordert.
All diese Maßnahmen allein 
könnten aber nicht greifen, wenn 
die beschriebenen systemischen 
Widersprüche nicht aufgelöst 
werden. Ein Angehen dieser 
unvereinbaren Widersprüche 
wird gefordert – ein sicherlich sehr 
schwieriger, gesamtgesellschaft-
licher Prozess – aber ein unaus-
weichlich notwendiger.

Die Reaktion des  
Ministeriums
Auf die ersten eingehenden 
Schreiben hat das Ministerium 
den Kollegien noch geantwortet 
und die Resolution zu einer „Über-
lastungsanzeige“ erklärt … und 
um Verständnis gebeten dafür, 
dass „das Ministerium als oberste 
Landesbehörde keine objektive 
Einschätzung Ihrer Überlastung 
vornehmen kann“. Die dann ein-
geschalteten Bezirksregierungen 
haben den Kollegien mitgeteilt, 
dass „eine solche Überlastungs-
anzeige jedoch voraussetzt, dass 
sich eine von Überlastung betrof-
fene Lehrkraft als lndividuum bei 
uns meldet …“ – also nicht als 
Gesamtkollegium. Die in den 
Resolutionen geäußerte syste-
mische Kritik wurde zurückge-
spielt auf das Einzelindividuum. 

Nach Resolutionsschreiben wei-
terer Schulen hat das Ministerium 
dann gar nicht mehr reagiert – 
und das war ś. Wie schade und 
fatal. Jetzt brodelt es also – und 
– glaubt man den Beschrei-
bungen aus den Resolutions-
schreiben - vielleicht aufgrund 
der vorliegenden Situationen vie-
lerorts absolut folgerichtig und 
logisch. Vielleicht wäre es auch 
für eine übergeordnete Behörde 
angezeigt, im Sinne der „Sache“, 
in diesem Fall also der Bildung 
und Ausbildung unserer Kinder 
und der Gesunderhaltung ihrer 
Angestellten und am Ende auch 
einer demokratischen Gesell-
schaft, genau hinzuhören, wenn 
Menschen mitdenken, es mit war-
men Herzen und klaren Gedan-
ken „gut machen“ wollen, sagen, 
wo es hakt und wo es nicht gehen 
kann. 
So steht zu befürchten, dass wir 
alle zusammen auf der einen 
Seite den Kindern, Eltern und uns 
Beschäftigten selbst, auf der 
anderen Seite aber auch den 
Ansprüchen einer modernen 
Demokratie und den Erfordernis-
sen einer modernen Risikogesell-
schaft immer weniger gerecht 
werden können – in vielen Fällen 
bis hin zum Zusammenbruch.

* Name der Redaktion bekannt
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